Die Lohnabbauer im Bund
Sparen, sparen! schallt unablässig der Ruf im Bundeshaus und in all den wohleingerichteten anderen Verwaltungsgebäuden der Eidgenossenschaft. Einsparungen an den Löhnen, Ersparnisse durch Beschneiden der Ferien und Ruhetage, durch Verlängerung der Arbeitszeit, Einschränkung der Zahl der Angestellten bis zur äussersten Grenze, selbst auf Kosten der Gesundheit des Personals und auf Kosten der Betriebssicherheit. Eine Verwaltung sucht die andere zu übertreffen! Diese beanstandet die Zulagen an die Ledigen; jene glaubt, einem verminderten Teuerungsindex das Wort reden zu müssen; wieder eine andere möchte die Ortszulagen beseitigen. Die berüchtigte Sparkommission der S.B.B. bereist das Land,  um Weichenwärter und Stationsgehilfen zu „ersparen", und für die allgemeine Bundesverwaltung sorgt väterlich das Personalamt, jene Institution, die angeblich im Interesse des guten Einvernehmens zwischen Personal und Oberbehörden geschaffen wurde, längst aber die Rückendeckung für jede reaktionäre Massnahme geworden ist.
Sparen heisst es nicht nur in den kantonalen Verwaltungen und in den Städten, wo die Arbeiter und Angestellten einigermassen anständige Arbeits- und Lohnverhältnisse erlangt haben, sparen heisst es auch im Bund, der doch wahrlich nicht berühmt war durch vorbildliche Bedingungen. Denn die Gewaltigen in Industrie und Banken und ihre Freunde, die Grossbauern, befehlen es. Nachdem die Löhne in der Privatindustrie schändlich herabgesetzt und vielerorts dafür die Arbeitszeit verlängert worden war, nachdem die Unterstützung der Arbeitslosen verschlechtert und neuerdings fast ganz aufgehoben war, mussten auch die öffentlichen Betriebe an die Reihe kommen, damit dann nachher wieder bei den Privatarbeitern weitergefahren werden kann. Die Lebenshaltung ist in grossen Kreisen bereits bedeutend schlechter geworden als vor dem Krieg; sie soll noch trauriger werden, nur damit die Dividenden und sonstigen Faulenzergewinne nicht geschmälert werden. Ganz so offen wie in Italien, im Reich Mussolinis, wagen unsere Reaktionäre noch nicht aufzutreten; aber der Unterschied ist kein grundsätzlicher, sondern nur ein prozentualer.
So kam es, dass das Finanzdepartement gegen seine Überzeugung die neue Vorlage über die Teuerungszulagen ausarbeiten musste, die jetzt im Parlament zur Beratung steht. Es ist durch Genosse Perrin, Eisenbahnersekretär, bekanntgeworden - es hat nicht bestritten werden können bis jetzt -, dass Musy und das Personalamt am bisherigen Teuerungsindex festhalten wollten, weil statistisch einwandfrei bewiesen ist, dass die Lebenshaltung in letzter Zeit nicht billiger geworden ist; aber der Arbeitszeitverlängerer Schulthess mit seinen freisinnigen Kollegen im Bundesrat verlangte, gedrängt von den Freisinnsgrössen in Handel und Industrie, dass ohne Rücksicht auf andere Erwägungen abgebaut werde. Die Teuerungszulagen sollen so weit herabgesetzt werden, dass sie dem neuen Besoldungsgesetz entsprechen. Wie dieses selbst dann aussehen wird, können wir uns ausmalen. Wie sagte doch der Bauernvertreter Gnägi im Nationalrat:
„Herr Baumberger hat mich belehrt, dass als Grundlagen für die Besoldungen der Beamten massgebend sei, dass der Beamte ein richtiges Leben führen könne. Das habe ich schon gewusst. Auch damit bin ich völlig einverstanden, dass dem Beamten die Möglichkeit gegeben sein muss, seinen Kindern eine richtige Erziehung angedeihen zu lassen. Aber wenn Herr B. ausführt, er müsse im gegenwärtigen Moment auch noch Ersparnisse anlegen können, so kann ich mich damit nicht einverstanden erklären. Ich verstehe nicht, dass man mit Teuerungszulagen Ersparnisse soll anlegen können. Heute können die wenigsten Bürger Ersparnisse machen, und wenn sie solche besitzen, müssen sie dieselben oder einen Teil davon sogar verbrauchen. Herr B. hat hier ohne weiteres behauptet, man müsse man den Beamten so stellen, dass er auch im gegenwärtigen Moment trotz Pensions- und Invalidenkasse Ersparnisse machen könne. So weit kann man nach meiner Auffassung nicht gehen."
Ersparnisse sind etwas überflüssiges!  Im Schulbuch stand zwar seinerzeit so etwas wie: „Spare in der Zeit so hast du in der Not." Aber wir haben ja jetzt dem Personal eine Pensionskasse gegeben, wird Herr Gnägi denken. Eine Pensionskasse, die sich auf höheren Befehl um die Leistungen drücken soll, soviel es angeht. Und im Krankheitsfall? Wie viele Arbeiter gibt es noch, gerade im Militärdepartement, die bei Erkrankung einen lächerlich geringen Lohn beziehen? Wären da Rückstellungen in normalen Zeiten nicht dringend nötig? Doch nicht nur „im gegenwärtigen Moment", wie Gnägi sagt, sind Ersparnisse „unzulässig; wir nahen schon gesagt, dass das neue Besoldungsgesetz den herabgesetzten Teuerungszulagen entsprechen soll, d.h. der Bundesangestellte soll überhaupt nicht mehr von seinem Lohn etwas zurücklegen können. Was braucht der Ledige zu heiraten? Wenn seine künftige Frau nicht die Aussteuer mitbringt - ein Nationalrat hat bekanntlich erklärt, jede Frau, auch die des Arbeiters, bringe eine solche in die Ehe mit -, dann soll er eben allein durchs Leben gehen. Heiraten, Kinder erziehen, wenigstens anständig erziehen, ist ein Vorrecht der Reichen. Wenigstens verlangt die Zürcher Handelskammer in einer Eingabe an die Regierung, es solle das Schulgeld für die höheren Schulen  erhöht werden, so dass dann für das Proletarierkind die Primarschule gut genug ist, während der dümmste Esel, wenn nur sein Vater über das nötige Geld verfügt, studieren kann. Die Alten aber, die mögen armengenössig werden, wenn sie es nicht schon sind, was bei Leuten mit grosser Familie heute schon manchmal der Fall ist. Die Kinder, kaum der Schule entwachsen, steckt man in die Fabriken oder schickt sie als willige und billige Dienstboten zu den reichen Städtern oder als Knechte zu den Grossbauern.
Aus dem gleichen Geist heraus, aus dem die Krucksche Vorlage in der Stadt Zürich entstanden ist, nebst all den gleichen Plänen in Lausanne, Luzern, in der zürcherischen Kantonsverwaltung usw., ist auch die Vorlage über die Teuerungszulagen für das Bundespersonal geboren worden. Dass der Nationalrat ihr zugestimmt hat, ist weiter nicht verwunderlich. Unsere Genossen kennen die Beratung aus der Tagespresse, so dass wir uns hier ersparen können, darauf im einzelnen einzugehen. Anfänglich schien es, dass dank dem Eingreifen der sozialistischen Personalvertreter der Rat doch sich eines Bessern besinnen und wenigstens einigermassen den bisherigen Zustand bestehen lassen wolle, der ja auch drückend genug war. Aber bald fiel er wieder um; die Vorlage „Schulthess" - vom Ratspräsidenten selbst versehentlich so genannt, statt Vorlage Musy - blieb Sieger. Dass etwa der Ständerat eine bessere Gesinnung beweisen werde, halten wir für ausgeschlossen. Wir haben bekanntlich ein Parlament, das fast reaktionärer ist als das berüchtigte französische: Das Bundespersonal wird eben den Hungerriemen noch enger schnallen müssen. Was die bürgerliche Presse, von wenigen Ausnahmen abgesehen, nicht hindern wird, ihm den hohen Lohn und die schönen Arbeitsbedingungen vorzuhalten.
Doch sehen wir einmal, wie auf der anderen Seite ,gespart" wird. An den Subventionen für Bodenverbesserungen dürfe beileibe nichts mehr abgestrichen werden, erklärte der Bündner Bauer Caflisch im Nationalrat. Natürlich nicht; denn diese kommen den Bauern, d.h. nur denjenigen, die Land besitzen oder neu erwerben können, zugut. Auch die „Muneli" und Hengste müssen weiterhin prämiert werden. Die Opfer der Reichen? Haben wir je etwas davon gehört, dass die Kapitalisten dem Bund die Zinsen für die ferneren Anleihen geschenkt oder auch nur wesentlich herabgesetzt haben? Und wer ist gegen die Vermögensabgabe, gegen die Ausdehnung des Schnapsmonopols Sturm gelaufene? Beide hätten immerhin dem Bund Geld zugeführt, mehr, als aus dem Personal herausgeschunden werden kann. Das ist aber nicht alles. Im gleichen Augenblick, wo angeblich mit Rücksicht auf die schlechte Finanzlage der Lohn verkürzt und die Arbeitszeit dafür verlänger werden soll, verlangt der Bundesrat einen Kredit von 13 7 Millionen Franken für Militärausgaben (Kriegsmaterial, Rekrutenausrüstung u.a.), wozu noch beinahe 200‘000 Fr. für Flugplatzanlagen und ein weiterer Kredit für Festungsbauten im Wallis kommt. Unsere Genossen im Militärdepartement wissen selbst, wie oft und wie mannigfach das Geld verschleudert wird. Wir wollen daher nur ein Beispiel anführen, das mehr als viele Worte zeigt, wo die Ersparnisse hinkommen. In Thun finden bekanntlich jedes Jahr unter Mitwirkung des Obersten Ziegler, der seinem Personal nicht einmal die Maifeier ermöglichen wollte, grosse Pferderennen statt. Lassen wir der Depeschenagentur das Wort:
Die Anmeldungen für die verschiedenen Konkurrenzen sind überaus zahlreich eingegangen. Obgleich der offizielle Nennungsschluss erst am 18. des Monats ist,  beträgt  die  Zahl  der  gemeldeten  Pferde  bereits 150. Alle bekannten Reiter aus dem ganzen Land, auch von jenseits des Gotthards, haben sich in Thun Rendezvous gegeben. In Anbetracht der grossen internationalen Olympiade, welche nächstes Jahr in Paris stattfindet und an welcher auch eine schweizerische Equipe teilnehmen wird, dürften die Prüfungen in Thun dazu beitragen, diejenigen Reiter und Pferde auszusuchen, welche unsere Farben auf diesem sportlich wichtigsten internationalen Turnier zu verteidigen haben werden. Neu beim Thuner Concours sind dieses Jahr die Konkurrenzen für Kavallerie-Unteroffiziere.
Um einem weitem Publikum Gelegenheit zu geben, sich über den Stand der in der staatlichen Militäranstalt betriebenen Reit- und Fahrkunst zu orientieren, wird die Regiedirektion zwischen den einzelnen Springkonkurrenzen reit- und fahrsportliche Vorführungen zur Schau bringen. Hauptmann Mercier, unser Meister in der Dressurreiterei, stellt einige Pferde in der klassischen Reitkunst der hohen Schule vor. Hauptmann Kuhn, der Sieger des internationalen Coupe in Nizza 1921, welcher soeben ein längeres Kommando auf der berühmten italienischen Militärreitschule absolviert hat, wird mit Offizieren und Bereitern eine Abteilung Regiepferde zeigen, welche nach der italienischen Schule eingesprungen sind. Herr von Achenbach, der Altmeister und Lehrer der Fahrkunst, welcher an der Regieanstalt und im Kavallerie-Remontendepot bereits zum 3. Male seinen Fahrkurs abhält, wird sein Fahrsystem, zu welchem er in England und Frankreich den Grund gelegt hat, persönlich und durch seine Schüler durch das Vorfahren verschiedenster Wagen den Concoursbesuchern vor Augen führen."
Dafür also schuften die Pferdewärter um geringen Lohn; An ihnen wird geknausert, damit ein Herr von Achenbach - soviel wir wissen, ist es ein abgesägter Preusse - sich in Bern und Thun produzieren kann, auf Pferden und Untergebenen herumreitend.
Oder wollen wir nachschauen, wie in anderen Departementen gewurstelt wird? Vor kurzem eben ist ein Oberbeamter, Rechnungsführer der Direktion der eidgenössischen Bauten, verhaftet worden, weil er jahrelange Unterschlagungen begangen hat. Während dem Personal der unteren Kategorien fast überall mit Misstrauen begegnet wird, während man den Gewerkschaften und Krankenkassen die Verwendung eines jeden Rappens der Bundessubvention nachrechnet, lässt man den grossen Herrn eine Villa bauen und Geld verbrauchen Hier Knorzerei, dort Grosszügigkeit.
Noch viele der Beispiele liessen sich anführen. Aber wir wollen nicht weitschweifig werden. Wer auch nur einigermassen Einblick in die Verwaltungspraxis hat, wird sie beliebig vermehren können. Es braucht auch nicht beim Bund allein zu sein.
Aber Genossen aus den eidgenössischen Betrieben, seien wir aufrichtig. Trägt nicht das Bundespersonal zum Teil mit Schuld an den gegenwärtigen Zuständen? Haben nicht viele Kollegen den Wahlversprechungen der bürgerlichen Parteien geglaubt, trotz der Enttäuschungen, die sie schon früher an den Graf und Weber, den Zgraggen Max und anderen erlitten hatten? Sie selbst haben diese freisinnigen, demokratischen oder christlichsozialen, sogenannten Personalvertreter in den Nationalrat wählen helfen, vergessend, dass sie den Parteien der Schulthess und Musy, dass sie sogleich den grössten Reaktionären Vorschub leisteten. Wie mancher hat auch gegen die Vermögensabgabe gestimmt, obgleich dadurch die Eidgenossenschaft Geldmittel erhalten hätte, ohne dass die Reichen deswegen verlumpt wären? Und wie viele haben geholfen, die Zollinitiative zu verwerfen, so dass sie nun mit schuld sind, wenn die Lebenshaltung nicht verbilligt werden kann?
Wir wissen, es trifft dies im allgemeinen nicht das gewerkschaftlich organisierte Personal, das ja auch durch die politische und gewerkschaftliche Arbeiterpresse rechtzeitig aufgeklärt werden konnte. Aber es stehen noch viele ausserhalb unserer Reihen. Diese gilt es zu gewinnen. Zeigt ihnen, dass die gelben, schwarzen und angeblich neutralen Verbände nichts taugen, dass mit der Harmonie um jeden Preis und dem „Büs-Büs-machen" heute nichts mehr erreicht werden kann, dass nur starke und zielbewusste Organisationen der Reaktion begegnen können. Vertraut auf eure eigene, in unseren Verbänden zusammengefasste Kraft, nicht auf die Versprechungen blosser Politiker oder von Gelben, von denen wir euch vor acht Tagen Muster vorführen mussten. Nicht aus Freude am Streit ist die Tonart unserer gewerkschaftlichen Organisation oft scharf, sondern weil wir uns wehren müssen. Sagt dies den Unorganisierten, damit auch sie zu uns herüberkommen. Es bedarf aller Anstrengungen, damit wir die Krise überwinden können. Sind wir aber einig, einig unter uns und einig zusammen mit der Privatarbeiterschaft, dann muss es uns gelingen, die Angriffe auf unsere Lebensbedingungen abzuwehren, wie dies, um nur das jüngste Beispiel zu nennen, den städtischen Kameraden in Zürich gelungen ist.
Haltet treu zum Verband und zum Schweizerischen Gewerkschaftsbund, werbet und arbeitet tatkräftig für ihn, dann wird auch wieder die Zeit kommen, wo wir nicht nur die Verteidigung erfolgreich führen, sondern zum Angriff, zur Verbesserung unserer Lage übergehen können.
Eb.
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